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Überleitung in den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L)

Hinweise für Lehrkräfte durch das Ministerium für Bildung und Frauen, auf der Grundlage einer Information des Landesbesoldungsamtes: 
Ab dem 01.11.2006 gilt für den Bereich des Landes Schleswig-Holstein der TV-L. Die Überleitung der über den 31.10.2006 in einem Arbeitsverhältnis zum Land Schleswig-Holstein stehenden Angestellten, Arbeiter und Arbeiterinnen in den Tarifvertrag erfolgt auf der Grundlage des Tarifvertrages zur Überleitung der Länder in den TV-L und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-Länder). Ab dem 01.11.2006 gilt nur der Begriff der Beschäftigten. Die bisherige statusrechtliche Unterscheidung zwischen Angestellten und Arbeitern entfällt. Auch die Begriffe Vergütung und Lohn werden ab dem 01.11.2006  zu dem Begriff Entgelt zusammengefasst. 

Dringender Hinweis vorab:

Auf die in diesem Informationsschreiben enthaltenen Antragsfristen (rot gekennzeichnet) wird besonders hingewiesen.

Wie erfolgt die Überleitung nach dem TVÜ-Länder?

1. Feststellung der Entgeltgruppe:

Anhand der am 31.10.2006 geltenden Vergütungs- und Lohngruppe und der dazugehörigen Fallgruppe erfolgt die Überleitung in die zustehende Entgeltgruppe (grundsätzlich EGr. 1 bis 15) entsprechend der Anlage 2 zum TVÜ-Länder . Die erforderlichen Personaldaten dafür werden von den Personaldienststellen dem Landesbesoldungsamt zur Verfügung gestellt. Das Landesbesoldungsamt stellt dann auf diesen Grundlagen die neue ab dem 01.11.2006 geltende Entgeltgruppe fest.

Bei der Überleitung in die zustehende Entgeltgruppe sind noch ausstehende sowie bereits erfolgte Bewährungsaufstiege entscheidend. Unerheblich ist dabei jedoch, wann die Aufstiege erfolgen oder erfolgt sind. 

Aufstiege oder Eingruppierungen/Einreihungen im November 2006 werden bei der Überleitung so gestellt, als ob diese bereits im Oktober 2006 erfolgt sind. 

Für Angestellte der Vergütungsgruppe I BAT erfolgt die Überleitung in die Entgeltgruppe 15Ü. Bei Angestellten der Vergütungsgruppe IIa mit ausstehendem Aufstieg nach Ib nach 11 oder 15 Jahren erfolgt die Überleitung in die Entgeltgruppe 13Ü. Bei Arbeitern der Lohngruppe 2a, Lohngruppe 2 mit ausstehendem Aufstieg nach 2a oder der Lohngruppe 1 mit ausstehendem Aufstieg nach 2 und 2a erfolgt die Überleitung in die Entgeltgruppe 2Ü.

Für Lehrkräfte gilt für die Ermittlung der Entgeltgruppe die Anlage 2 Teil B zum TVÜ.

Fragen zu der ab dem 01.11.2006 geltenden Entgeltgruppe nach erfolgter Überleitung können mit der personal verwaltenden Dienststelle geklärt werden.


2. Feststellung der Stufe innerhalb der ermittelten Entgeltgruppe:

Grundlage für die Stufenermittlung ist die allgemeine Entgelttabelle TV-Länder West. In den Entgeltgruppen 1 – 8 sind 6 Stufen und in den Entgeltgruppen 9 bis 15 sind 5 Stufen vorgesehen. Für die in die Entgeltgruppen 15Ü oder 13Ü übergeleiteten Beschäftigten sind 5 Stufen und für die übergeleitete Entgeltgruppe 2Ü sind 6 Stufen vorgesehen. Es wird in allen Fällen mindestens die Stufe 2 der jeweiligen Entgeltgruppe gewährt.

Angestellte:
Für die Ermittlung der Stufe innerhalb der Entgeltgruppe wird ein sog. Vergleichsentgelt gebildet. Dieses setzt sich aus 

· der Grundvergütung, 

· dem Ortszuschlag und 

· der allgemeinen Zulage 

auf der Basis der Bezüge des Oktober 2006 zusammen. 


Bei der zu berücksichtigenden Grundvergütung werden Lebensaltersstufenaufstiege sowie Höhergruppierungen und Bewährungs-/Tätigkeitsaufstiege, die im November 2006 erfolgen, so behandelt, als wären sie bereits im Oktober 2006 erfolgt. 

Der zu berücksichtigende Ortszuschlag wird auf der Grundlage der familiären Verhältnisse im Oktober 2006 unter Berücksichtigung eventueller bestehender Konkurrenzen ermittelt. Maximal wird der Ortszuschlag der Stufe 2 gewährt (z. B. verheiratet und der Ehegatte ist nicht im öffentlichen Dienst oder geschieden/ledig und Kind lebt im Haushalt). 

Änderungen in den familiären Verhältnissen ab November 2006, die nach bisherigem Recht eine Änderung im Ortszuschlag zur Folge gehabt hätten, werden nicht mehr berücksichtigt.

Fallkonstellationen in der Gewährung des Ortszuschlages bei der Überleitung:

	Monat Oktober 2006
	Monat November 2006 ff.

	überzuleitender

Angestellte/r

TdL
	Ehegatte
	übergeleiteter

Beschäftigte/r (Vergleichsentgelt)
	Ehegatte

	Stufe 1
	nicht vorhanden
	Stufe 1
	nicht vorhanden

	Stufe 1 ½
	Stufe 1 ½ (BAT / BAT-O; Angestellter im Landesdienst, außer Berlin und Hessen)
	Stufe 1 ½
	Stufe 1 ½ (Vergleichsentgelt)

	Stufe 1 ½
	Stufe 1 ½ (BAT / BAT-O; Angestellter außerhalb Landesdienst sowie Berlin und Hessen)
	Stufe 1
	Stufe 2 (weiter BAT / BAT-O)

	Stufe 1 ½
	Familienzuschlag Stufe ½ (Beamtin/Beamter, Versorgungsempfänger/in)
	Stufe 1
	Familienzuschlag Stufe 1 

	Stufe 1 ½
	entsprechende Leistung
	Stufe 1
	entsprechende  Leistung Stufe 2 

	Stufe 2
	-
	Stufe 2
	-


Soweit das ermittelte Vergleichsentgelt keiner originären Stufe der Entgelttabelle zugeordnet werden kann, erfolgt die Bildung einer individuellen Zwischenstufe (z. B. 2/3 der 2+). In den Fällen, in denen das Vergleichsentgelt, die Endstufe der Entgeltgruppe übersteigt, wird eine sog. individuelle Endstufe gebildet (z. B. 5+ oder 6+).

3. Gewährung von tätigkeitsbezogenen Besitzstandszulagen:

Am 31.10.2006 gewährte Funktionszulagen werden als persönliche Besitzstandszulage bis zum Inkrafttreten der neuen Entgeltordnung (voraussichtlich zum 01.01.2008) weitergezahlt.
Am 31.10.2006 gewährte Vergütungsgruppenzulagen werden als persönliche Besitzstandzulage gewährt, soweit die tarifrechtlichen Voraussetzungen über den 31.10.2006 weiterhin erfüllt werden. Beim Wegfall der tarifrechtlichen Voraussetzungen entfällt die Zulage.

Am 31.10.2006 gewährte persönliche Zulagen aufgrund der Wahrnehmung höherwertiger Tätigkeiten (auch im Vertretungsfall) werden als persönliche Besitzstandszulage gezahlt, solange die tarifrechtlichen Voraussetzungen vorliegen.

Bei Fragen zu bereits gewährten oder noch ausstehenden Zulagen wenden Sie sich bitte an Ihre personal verwaltende Dienststelle.

4. Kinderbezogene Besitzstandszulagen:

Für bereits im Oktober 2006 geborene Kinder, für die im Oktober aufgrund der Kindergeldberechtigung kinderbezogene Entgeltbestandteile (Ortszuschlag Stufe 3 oder Sozialzuschlag) zustanden, wird ab November 2006 eine kinderbezogene Besitzstandszulage bei Vollzeitbeschäftigung in Höhe von 90,57 € pro Kind gezahlt. Die Zulage wird bei einer Teilzeitbeschäftigung entsprechend anteilig gewährt. Arbeitszeiterhöhungen nach dem 01.11.2006 führen nicht zu einer Erhöhung der bisher anteilig gewährten Besitzstandszulage. Bei Arbeitszeitreduzierungen nach dem 01.11.2006 wird die Besitzstandszulage entsprechend reduziert.


Abweichend vom Grundsatz, der auf den Monat Oktober 2006 abstellt, wird die Besitzstandszulage an übergeleitete Beschäftigte auch für Kinder gezahlt, die in der Zeit vom 01.11. – 31.12.2006 geboren werden. Dies gilt gleichermaßen für Adoptiv-, Pflege- oder Stiefkinder. 

Ältere Adoptiv-, Pflege- oder Stiefkinder, für die erstmals nach dem 31.10.2006 ein Kindergeldanspruch entsteht, begründen keinen Anspruch auf die Besitzstandszulage. Für die Gewährung der Besitzstandszulage ab dem 01.11.2006 in diesen Fällen muss bereits im Oktober das Kindergeld beantragt worden sein.


Die Zulage entfällt in dem Monat, für den keine Kindergeldberechtigung mehr vorliegt oder eine andere Person, kindergeldberechtigt ist.

Hinweis:

Diejenigen Beschäftigten, die im Oktober 2006 nicht kindergeldberechtigt waren und deshalb keine kinderbezogenen Entgeltbestandteile im Oktober 2006 erhalten haben, können bis zum 31.12.2006 einen Berechtigtenwechsel vornehmen. Dies hat zur Folge, dass dann der Anspruch auf die kinderbezogene Besitzstandszulage entsteht. Ein Berechtigtenwechsel kann dann von Vorteil sein, wenn der Ehepartner als Beamter im öffentlichen Dienst beschäftigt ist und beide Ehegatten zusammen mindestens vollzeitbeschäftigt sind (z. B. überzuleitende Angestellte 60% Teilzeit, Ehemann Beamter mit 50% und kindergeldberechtigt).

Der Berechtigtenwechsel gilt nicht für ältere Adoptiv-, Pflege- oder Stiefkinder. Hier muss die Kindergeldberechtigung bereits im Oktober 2006 bestanden haben.

Grundsätzlich sind Unterbrechungen in der Kindergeldzahlung schädlich für die Zahlung der Besitzstandszulage. Das gilt insbesondere bei Sonderurlaub.

Auskünfte zu kinderbezogenen Besitzstandszulagen als auch zu dem bis zum 31.12.2006 möglichen Berechtigtenwechsel gibt Ihnen das Landesbesoldungs-amt.

Was ist nach der erfolgten Überleitung zu berücksichtigen?
 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall:

Mit Inkrafttreten des TV-L gilt im Krankheitsfall eine Entgeltfortzahlung von grundsätzlich 6 Wochen. Dies gilt grundsätzlich auch für Beschäftigte, die aufgrund der Besitzstandswahrung nach dem BAT bisher noch Anspruch auf eine 26-wöchige Entgeltfortzahlung hatten. Der Anspruch auf Krankengeldzuschuss erhöht sich allerdings von bisher 26 Wochen auf 39 Wochen. Weiterhin wird der Zuschuss in Höhe der Differenz zwischen dem Nettoentgelt und dem Nettokrankgeld (bereits um die Sozialabgaben verringert) gewährt.

Übergeleitete Beschäftigte, die bisher nach dem BAT einen 6-wöchigen Anspruch auf Entgeltfortzahlung hatten, behalten diesen Anspruch auch weiterhin. Der Anspruch auf den Krankengeldzuschuss erhöht sich allerdings gestaffelt in Anlehnung an die Beschäftigungszeit auf maximal 39 Wochen. Als Krankengeldzuschuss wird wie bisher nach den BAT-Regelungen die Differenz zwischen dem Nettoentgelt und dem Bruttokrankengeld (noch nicht um die Sozialabgaben verringert) gewährt.

Beschäftigte, die zum 01.11.2006 in den TV-L übergeleitet wurden, die privat krankenversichert sind und für die bisher 26 Wochen Entgeltfortzahlung galt, erhalten auch nach der Überleitung eine 26-wöchige Entgeltfortzahlung ohne anschließenden Krankengeldzuschuss.

Beschäftigte, die bereits am 19.05.2006 (Tag der Tarifeinigung) freiwillig gesetzlich versichert waren und für die bisher 26 Wochen Entgeltfortzahlung galt, erhalten auf Antrag eine 26-wöchige Entgeltfortzahlung ohne anschließenden Krankengeldzuschuss. Der Antrag ist bis zum 31.12.2006 bei der personal verwaltenden Dienststelle zu stellen. Dabei muss anhand von Versicherungsunterlagen belegt werden, dass bei Versicherungsabschluss eine Krankengeldzahlung erst ab der 27. Woche vereinbart wurde. Soweit kein Antrag erfolgt oder die Zahlung des Krankengeldes ab der 27. Wochen versicherungsrechtlich nicht vereinbart wurde, wird eine 6-wöchige Lohnfortzahlung mit anschließendem Krankengeldzuschuss (Differenz Nettoentgelt und Nettokrankengeld) bis zum 39. Woche gewährt.

Auskünfte zur Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall gibt Ihre personal verwaltende Dienststelle.

Mit diesen Erläuterungen gibt das Landesbesoldungsamt bereits im Vorwege Informationen zur Überleitung in den TV-L. Gleichzeitig wird auf verschiedene Antragsfristen hingewiesen, die dringend einzuhalten sind. Eine über die genannten Fristen hinausgehende Geltendmachung von Ansprüchen ist tarifrechtlich ausgeschlossen.

Das Landesbesoldungsamt bittet darum, im Vorwege von Anfragen zur Überleitung abzusehen. Soweit sich Fragen Ihrerseits aus der Überleitung ergeben, können diese an die in den vorstehenden Ausführungen genannten Dienststellen gestellt werden.

